
vaterland 19/02/2014

Copyright © 2014 vaterland 19/02/2014 Februar 20, 2014 7:47 am / Powered by TECNAVIA

Verkleinert auf 68% (Anpassung auf Papiergröße)


Inland LLiechtensteiner Vaterland | Mittwoch, 19. Februar 2014  5

Briefkästen sind bald überflüssig
Im Rahmen einer Veranstaltung des IKT Forums stellte Peter Beck von der Liechtensteinischen Post das neueste Projekt des 
Unternehmens vor: Briefe sollen künftig auch elektronisch verschickt werden können. Im April startet das Projekt in die Pilotphase.

ANGELA HÜPPI

VADUZ. Die Sicherheit von Daten
stand im Mittelpunkt der gestrigen
Veranstaltung des Forums für In-
formations- und Kommunikati-
onstechnologie in Liechtenstein
(IKT Forum) im Vaduzer Saal.
Denn dass derjenige, der nichts
Unrechtes tut, auch nichts zu ver-
bergen hat, stimme leider nicht,
führte Elmar Hasler, Präsident des
IKT Forums, zu Beginn der Veran-
staltung aus. Interne Vorgänge
einer Firma sollen nicht in die fal-
schen Hände gelangen – daher gilt
es, sich entsprechend vor den rea-
listisch zu erwartenden Gefahren
zu schützen.

Brief und E-Mail kombiniert

Wie die Liechtensteinische Post
AG mit dem Thema Informations-
sicherheit umgeht, führte Peter
Beck, Mitglied der Geschäftslei-
tung, am Beispiel eines neuen Pro-
jekts des Unternehmens aus. «Was
früher der Brief war, ist heute die
E-Mail», erklärte er. Allerdings bie-
tet eine E-Mail deutlich weniger
Sicherheit als ein durch den Post-
boten überbrachter Brief – daher
arbeitet die Post zurzeit an einem
Projekt, das die Vorteile beider Zu-
stellungsarten kombinieren soll. 

«ePostPlus» heisst der elektroni-
sche Zustelldienst, der eine sichere
elektronische Zustellung ermög-
licht. Künftig wird es möglich sein,
die eigene Post von der Post AG
öffnen und einscannen zu lassen,
um sie dann auf einer sicheren
elektronischen Plattform jederzeit
und von überall einsehen zu kön-
nen. Auch eine sichere Aufbewah-
rung oder eine Vernichtung der so
zugestellten Post ist möglich. Was
heute noch etwas merkwürdig an-
mutet, ist gemäss Peter Beck die

Zukunft: «Irgendwann wird es gar
keine physische Post mehr geben.»
Die Pilotphase des Projekts soll im
April starten. 

«Die Plattform, auf der die Brie-
fe elektronisch übermittelt wer-
den, sieht zwar aus wie ein ge-
wöhnliches E-Mail-Postfach, ist es
aber nicht», stellte Peter Beck klar.
Denn der Sender eines Briefs ist
klar erkennbar, eine Veränderung
der Sendung ist dank Verschlüsse-
lung nicht möglich und der Sender
erhält eine Bestätigung, dass der
Empfänger den Brief erhalten hat.
Sicherheit wird grossgeschrieben:
«Die elektronische Post ist ein Er-
satz für physische Briefe, aber
auch für wichtige E-Mails, deren
Inhalt vertraulich ist.» Entspre-

chend ist der Dienst auch nicht
kostenlos: Wie bei einem physi-
schen Brief muss der Sender für
die Dienstleistung bezahlen.

Unternehmen sparen Zeit

Damit der Dienst auch genutzt
wird, muss der Nutzer der Post
vertrauen – schliesslich geht es um
wichtige Daten. Damit niemand
den Dienst missbrauchen kann,
werden Zugangscodes sowohl per
E-Mail als auch per SMS und per
Brief verschickt. Für Unternehmen
ist es zudem möglich, ein Unter-
nehmenspostfach mit verschiede-
nen Zugängen einzurichten. Spe-
ziell für Unternehmen gibt es auch
die Möglichkeit, Lohnausweise
künftig automatisch elektronisch

zu versenden. «Wenn solche Mas-
sensendungen nicht mehr einzeln
verpackt und verschickt werden
müssen, ergibt das eine Zeiter-
sparnis, die es den Angestellten er-
laubt, sich auf die Kernaufgaben
zu konzentrieren», so Beck. Eine
Automatisierung von Aussendun-
gen minimiere zudem das Fehler-
potenzial. 

Auch international wird an der
Entwicklung der elektronischen
Post gearbeitet: Die Universal Post
Union, eine Unterorganisation der
UNO, arbeitet zurzeit intensiv an
einer internationalen, grenzüber-
schreitenden elektronischen Kom-
munikation. «Wir werden diese
Entwicklungen intensiv verfolgen
und gegebenenfalls in unsere Pro-

dukte integrieren», so Beck. Mittel-
fristig sei es das Ziel, eine sichere
elektronische Zustellung von Brie-
fen auch über die Landesgrenzen
hinweg zu ermöglichen. 

Projekt «Trustroom» vorgestellt

Weitere Kurzvorträge zum
Thema Informationssicherheit
hielten an der gestrigen Veranstal-
tung Pascal Sieber, dessen Firma
Unternehmen und Verwaltungen
dabei hilft, schneller den grösst-
möglichen Wert aus den Informa-
tions- und Kommunikationstech-
nologien zu schöpfen, sowie Mar-
cel Heeb von der Telecom Liech-
tenstein und Martin Sele von der
elleta AG, die gemeinsam das Pro-
jekt «Trustroom» vorstellten – eine

Art virtueller Raum, in dem Daten
aufbewahrt, bearbeitet und ausge-
tauscht werden können.

Bilder: Elma Korac

Post-Chef Herbert Rüdisser und Wirtschaftsminister und Regierungs-
chef-Stellvertreter Thomas Zwiefelhofer tauschen sich aus.

Marcel Heeb, Peter Beck, Martin Sele, Elmar Hasler und Pascal Sieber (v. l.) gaben verschiedene Inputs
zum Thema Informationssicherheit.

IKT Forum
Sprachrohr für 
IT-Unternehmen
Das IKT Forum ist die Interes-
sengemeinschaft und das
Sprachrohr der liechtensteini-
schen Unternehmen, die na-
tional, überregional und in-
ternational in den Branchen
IT, Telekommunikation und
Neue Medien tätig sind. Wei-
tere Informationen sind unter
www.ikt.li zu finden.

Ein Land von Volkes Hand mitgeformt
Liechtensteins Bürger nutzen ihre demokratischen Rechte. Das zeigte Politologe Wilfried Marxer mit einem Streifzug durch die Abstimmungen 
seit den 1920er-Jahren. «Das Volk beschäftigt sich nicht nur mit Bagatellen», betonte er im Hinblick auf Abstimmungen wie den EWR-Beitritt 1992.

RAMONA BANZER

GAMPRIN. Volksabstimmungen
zeichnen nicht nur die Schweiz
aus, welche als Vorreiterin der de-
mokratischen Staatsform gilt,
sondern auch Liechtenstein. Dass
Mitreden und Mitentscheiden
auch immer mit Emotionen ver-
bunden ist, zeigte der Referent
zugleich am Anfang mit einem
Flugblatt von 1929/30. Auf diesem
stand: «Der Zweck der Proporz-
Initiative ... Bürger, lass Dich nicht
verführen.» 

Staunen und schmunzeln im
Publikum des zweiten Vortrags der
Reihe «Direkte Demokratie – In-
strumente, Nutzung, Wirkung» im
Liechtenstein-Institut über diese
Propaganda. Auch Marxer lächel-
te. «Wer meint, es sei erst ein Phä-
nomen der jüngsten Zeit, dass in
Leserbriefen und Broschüren
manchmal die Fetzen fliegen,
wenn es um politische Entschei-
dungen geht, der irrt. Das gab es
schon lange vorher», sagte der Po-
litologe. 

Knapp 50 Prozent angenommen

Das Volk will sich nicht an der
Nase herumführen lassen – dies
machten Marxers Ausführungen
ebenfalls deutlich: «1989 gab es
eine Beschwerde im Nachgang
einer Abstimmung. Die Abstim-
mung sollte für nichtig erklärt wer-
den, da die Broschüren der Regie-
rung einseitig waren. Der Staatsge-
richtshof sprach eine deutliche

Rüge aus, aus dieser schliesslich
die Konsequenz folgte, dass künftig
die offiziellen Abstimmungsbro-
schüren objektiv und ausgewogen
formuliert wurden.» Als die EWR-
Abstimmung 1992 erfolgte, gab es
wieder denselben Vorwurf. Doch in
diesem Fall sprach der Staatsge-
richtshof nur eine Rüge aus, sah je-

doch davon ab, die Abstimmung
für nichtig zu erklären. 

Kostensparende Wirkung

Anhand der verschiedenen The-
menbereiche konnte Wilfried Mar-
xer noch einen anderen Aspekt der
Referendumsdemokratie aufzei-
gen: die kosteneindämmende Wir-

kung. So nahm das Volk oftmals
eine kritische Haltung ein, wenn es
darum ging, etwas auf Kosten des
Staats durchzuwinken. «Die Ab-
stimmung über das Kunsthaus
1980 ist hierfür ein gutes Beispiel.
Es gab ein Nein vom Volk, was dazu
führte, dass das Haus nicht durch
Staatsgelder gebaut, sondern ledig-

lich dessen Unterhalt auf diese
Weise finanziert wurde.» Von ins-
gesamt 102 Abstimmungen seit
1919 nahm das liechtensteinische
Volk 44 Prozent an. «Das ist we-
sentlich mehr, als dies in der
Schweiz vorkommt. Hauptsächlich
liegt dies daran, dass man hierzu-
lande nur dann demokratische

Rechte aktiv wahrnimmt, wenn
auch Erfolgsaussichten bestehen.
In der Schweiz ist es oftmals so,
dass man mit Initiativen eher auf
ein Thema aufmerksam machen
will», sagte Marxer und hielt fest:
«Wenn das liechtensteinische Volk
aktiv wird, hat es auch gute Erfolgs-
chancen.»  

Bilder: sdb

Zuhörer, die sich selbst jeden Tag mit Volksrechten intensiv beschäftigen: Nikolaus Frick, Initiant der 
«Win-Win»-Initiative (erste Reihe, 3. v. l.), VU-Fraktionssprecher Christoph Wenaweser und 
Landtagsvizepräsidentin Violanda Lanter-Koller (2. Reihe).

«Wenn das liechtensteinische Volk aktiv wird, hat es auch gute Er-
folgschancen.» Politologe Wilfried Marxer über Akteure, Themen,
Kommunikation und das Abstimmungsverhalten in Liechtenstein.


